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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist aus dem Anliegen heraus entstanden, frei 
von politischen Motivationen und ideologischen Zielsetzungen die gegen-
wärtige Situation der Oder-Neiße-Gebiete auf der Grundlage des gel-
tenden Völkerrechts objektiv und unparteiisch zu untersuchen. Die Ar -
beit wurde im Februar 1968 abgeschlossen. In der Zwischenzeit hat 
sich die Rechtslage nicht geändert. Rechtlich maßgebliche Akte sind nicht 
vorgenommen worden. Die im In- und Ausland fortgeführte  Diskussion 
der Deutschlandfrage im allgemeinen wie des Oder-Neiße-Problems im 
besonderen hat die rechtliche Situation nicht beeinflussen können. Un-
verändert sind die Rechtsauffassungen  der Regierungen der betroffenen 
Staaten. So antwortete etwa Bundesaußenminister Brandt am 19. 5. 1969 
auf den Vorschlag des polnischen Staatschefs Gomulka vom 17. 5.1969, 
über die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als polnische Westgrenze 
einen Vertrag abzuschließen, daß eine endgültige Grenzregelung nur in 
einem Friedensvertrag erfolgen könne. Auch die Regierungserklärung 
Brandts vom 28. 10. 1969 nach seiner Wahl zum Bundeskanzler hat, was 
auch immer ihre politischen Absichten und Tendenzen sein mögen, keine 
Änderung der derzeitigen Rechtslage bewirkt. 

Die Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximi-
lians-Universität in München als Dissertation angenommen. Großen 
Dank schulde ich meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Prof.  Dr. 
F. J. Berber, für seinen kritischen Rat, seine verständnisvolle Betreu-
ung und hilfsbereite Förderung. Danken darf  ich auch Herrn Prof.  Dr. 
Th. Maunz als dem Korreferenten  der Arbeit. Herrn Ministerialrat a. D. 
Dr. J. Broermann, Inhaber des Verlages Duncker & Humblot, bin ich 
für die Aufnahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm sehr zu Dank 
verpflichtet. 

Sindelfmgen, im November 1969 Siegrid  Krülle 
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Einführung 

Α. Rechtfertigung, Schwierigkeiten und Eingrenzung der Arbeit 

I . Rechtfertigung einer völkerrechtlichen 
Untersuchung des Oder-Neiße-Problems 

1. Eine unausgetragene internationale Streitigkeit 

Die Gebiete östlich der sogenannten Oder-Neiße-Linie sind, soweit sie 
am 31.12.1937 zum Staatsgebiet des Deutschen Reiches gehörten, seit 
1945 aber der Herrschaft  Polens bzw. im nördlichen Ostpreußen der 
UdSSR unterstehen, Gegenstand einer heute noch nicht beigelegten 
internationalen Streitigkeit1. Während Polen2, die UdSSR und mit ihnen 
die Länder des Ostblocks einschließlich der Deutschen Demokratischen 
Republik3 die Meinung vertreten, die Oder-Neiße-Gebiete unterständen 
der souveränen Gebietshoheit Polens bzw. der UdSSR, halten die Bun-
desrepublik Deutschland4 und die Staaten des Westens daran fest, daß 
sie rechtlich Teil des deutschen Staatsgebiets geblieben seien und ihr 
endgültiger Status einer bisher noch ausstehenden Regelung bedürfe. 
I n den letzten Jahren sind auch auf westlicher Seite die Stimmen zahl-
reicher geworden, die dem offiziellen  Rechtsstandpunkt widersprechen 
oder auf eine Anerkennung des Status quo drängen. Diese Auffassungen 
haben zugleich heftigen Widerspruch ausgelöst, so daß die Streitfrage  zu 
einem überaus aktuellen politischen Thema wurde5. Ihre völkerrecht-
liche Bewertung soll Aufgabe der vorliegenden Arbeit sein. 

1 Eine Staatenstreitigkeit hat zur Voraussetzung, daß „zwei oder mehr Staa-
ten sich über ihre Rechte, Pflichten und Interessen im Widerspruch befinden", 
Berber,  Lehrbuch des Völkerrechts, I I I . Band, Streiterledigung, Kriegsverhü-
tung, Integration, München und Ber l in 1964, S. 27. 

2 Und zwar gleichermaßen das kommunistische Polen wie die Vertreter der 
Exi lpolen (vgl. Jordan,  Oder-Neisse Line, A Study of the Polit ical, Economic 
and European Significance of Poland's Western Frontier, London 1952, S. 3), 
diese jedoch überwiegend erst seit 1947. 

3 I m folgenden: DDR; zur Bezeichnung vgl. Te i l 2, A Anm. 1. 
4 I m folgenden: BRD. 
5 I n diesem Zusammenhang verdient die am 15.10.1965 von der Evange-

lischen Kirche in Deutschland herausgegebene Denkschrift  „Die Lage der Ver-
triebenen und das Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nach-
barn" besondere Erwähnung. Sie hat in Deutschland weit über kirchliche 
Kreise hinaus die Diskussion um die Oder-Neiße-Linie neu angeregt. Von den 

ι Krülle 



2 Einführung 

2. Zur Funktion des rechtlichen Gesichtspunkts 

Dabei tauchen angesichts der Gegensätzlichkeit der Meinungen und 
der seit über zwanzig Jahren bestehenden faktischen Lage Zweifel auf, 
ob eine von Maßstäben des Rechts und der Wissenschaft ausgehende 
völkerrechtliche Untersuchung des Oder-Neiße-Problems sinnvoll sei 
oder ob ein ausschließlich politischer Vorgang vorliege, den mit recht-
lichen Erkenntnissen zu bewerten nutzlos, wenn nicht gar unmöglich 
sei oder zumindest im Hinblick auf Deutschlands verhängnisvolle Rolle 
im vergangenen Krieg einen unangemessenen Legalismus darstelle. 

Ohne Zweifel ist bei dem Bemühen, die Beziehungen zu Polen zu nor-
malisieren, ein Gesamtkomplex von politischen, historischen, wirtschaft-
lichen, ethischen, kulturellen und rechtlichen Erwägungen zu berück-
sichtigen. Würde man dabei aber die Rolle des rechtlichen Gesichts-
punkts unterbewerten, so hieße das, daß man die Funktion des Rechts 
als eines realen Faktors auch im Politischen verkennt. Die Lage Deutsch-
lands ist bis heute weitgehend bestimmt von den Folgen, die durch den 
zweiten Weltkrieg heraufbeschworen  wurden. Aufgabe der Pol i t ik ist 
es, für ungelöste Streitfragen  wie die zur deutsch-polnischen Grenze 
eine befriedigende endgültige Lösung zu finden. Politisches Handeln 
w i rd sich aber nicht in der Bestätigung oder Veränderung einer Macht-
lage erschöpfen. Vielmehr w i rd es darauf hinzielen, Recht zu sanktio-
nieren oder zu schaffen.  Deshalb kann es, w i l l es nicht Opfer eines 
Wunschdenkens sein, der Kenntnis rechtlicher Voraussetzungen und 
rechtlicher Wirkungen für eine Entscheidung nicht entbehren. Aus die-
sem Grunde ist es für die ausstehenden Entscheidungen auch der deut-
schen Probleme notwendig, über die gegenwärtige Situation Deutsch-
lands Bescheid zu wissen. Wie aber diese gegenwärtige Situation gestal-
tet ist, darüber gibt das Recht näheren Aufschluß. 

Skeptikern gegenüber der Wirksamkeit des Völkerrechts ist zu er-
widern, daß dessen Geltungskraft  insbesondere im letzten Jahrhundert 
mehr und mehr bestätigt wurde. Die Staaten haben sich nicht nur z. B. 
anläßlich der Haager Friedenskonferenzen,  in den Satzungen von Völ-
kerbund und UNO, sondern sehr zahlreich auch in ihren Verfassungen, 
etwa die BRD im GG, zu ihm bekannt. Soweit Staaten dennoch unter 
Ausnutzung einer Machtposition gegen anerkannte Völkerrechtsregeln 

Gegenschriften seien genannt: Ausschuß für gesamtdeutsche Fragen im Bund 
der Vertriebenen — Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände 
(Hrsg.), Die völkerrechtlichen I r r tümer der evangelischen Ost-Denkschrift, 
Bonn 1966; Salm,  Eine evangelische Antwort , Freiburg i. Br. 1966; Landsmann-
schaft Schlesien — Nieder- und Oberschlesien — (Hrsg.), Landsmannschaft 
Schlesien zur Denkschrift  der EKD, Bonn 1966; Henkys,  Deutschland und die 
östlichen Nachbarn — Beiträge zu einer evangelischen Denkschrift,  Stuttgart— 
Berl in 1966; Rumbaur,  Betrachtungen über die Denkschrift  der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, 1966. 



Α . Hechtfertigung, Schwierigkeiten, Eingrenzung der Arbei t 3 

verstoßen haben und weiter verstoßen, trägt die dadurch geschaffene 
tatsächliche Situation dennoch den Stempel der Rechtswidrigkeit8, und 
das Bemühen der Staaten ist, wie zahlreiche Beispiele zeigen, durch 
Anerkennung eine Heilung des Rechtsverstoßes zu erlangen. 

Doch ist Klarheit über die Rechtslage der Oder-Neiße-Gebiete nicht 
nur für die noch ausstehende Entscheidung der verantwortlichen Polit i-
ker unerläßliche Hilfe. Ebenso erscheint es erforderlich,  der teils emotio-
nal reagierenden, teils von rationalen Nützlichkeitserwägungen geleite-
ten, teils aber auch das Oder-Neiße-Problem ängstlich tabuisierenden 
deutschen und ausländischen Öffentlichkeit  zu nüchterner Einstellung 
zu verhelfen. Die Kenntnis einer objektiven völkerrechtlichen Beurtei-
lung dürfte in hohem Maße geeignet sein, vor Illusionismus oder Defai-
tismus zu bewahren und ihnen sehr leicht entspringende radikale Strö-
mungen zu zügeln. 

3. Zur Bedeutung des rechtlichen Gesichtspunkts 

Die rechtliche Bewertung des Oder-Neiße-Problems erfährt  eine be-
sondere Bedeutung durch dessen außergewöhnliche politische Rolle, die 
darin liegt, daß nicht nur Deutschland und Polen, sondern darüber hin-
aus eine Vielzahl dritter Staaten von ihm im besonderen wie von der 
damit politisch wie rechtlich untrennbar verknüpften Deutschlandfrage 
im allgemeinen tangiert werden. 

Primär geht es um den Ausgleich in einem zahlreiche Ressentiments 
erzeugenden Interessenkonflikt  zwischen Deutschland und Polen. Dieser 
Konf l ikt gewinnt für beide Teile ein Gewicht, welches das einer üblichen 
nationalen Grenzfrage  übersteigt. Polen verbindet die Zugehörigkeit der 
Oder-Neiße-Gebiete zu seinem Staatsgebiet mit seiner staatlichen Exi-
stenzmöglichkeit überhaupt, und für das deutsche Volk ist die Frage des 
Schicksals dieser Gebiete untrennbar verbunden mit seinem obersten 
politischen Ziel, die Spaltung des deutschen Staates zu überwinden. 
Wird dadurch eine Lösung des Problems erschwert, so gi l t es dennoch 
mehr denn je, eine Verständigung zu erlangen, um das in der Vergan-
genheit so spannungsbeladene deutsch-polnische Verhältnis in gutnach-
barliche Beziehungen umzuwandeln. Aus politischen und rechtlichen 
Gründen sind jedoch Deutschland und Polen zur Bewältigung dieser 
Aufgabe nicht allein imstande. 

Das Oder-Neiße-Problem ist ein Kriegsfolgeproblem.  Zunächst sind 
daher auf Grund ihrer Deutschland gegenüber übernommenen Ver-

6 „Die bloße Feststellung, zum Beispiel, daß völkerrechtlich vereinbartes 
Recht aus politischen Gründen zuweilen gebrochen werde, . . . vermag, für sich 
allein betrachtet, die Rechtsnorm selbst nicht zu tangieren." (Bilfinger,  Be-
trachtungen über politisches Recht, in: ZaöRVR 1 [1929], S. 57 ff.  [611). 

1* 
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